
Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 15. 
September 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Naczelny Sąd Administracyjny — Republik Polen) — 
Jarosław Słaby (C-180/10), Emilian Kuć, Halina Jeziorska- 
Kuć (C-181/10)/Minister Finansów (C-180/10), Dyrektor 

Izby Skarbowej w Warszawie (C-181/10) 

(Verbundene Rechtssachen C-180/10 und C-181/10) ( 1 ) 

(Steuerwesen — Mehrwertsteuer — Richtlinie 2006/112/EG 
— Begriff des Steuerpflichtigen — Verkauf von Baugrund­

stücken — Art. 9, 12 und 16 — Kein Vorsteuerabzug) 

(2011/C 319/12) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Vorlegendes Gericht 

Naczelny Sąd Administracyjny 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Jarosław Słaby (C-180/10), Emilian Kuć, Halina Je­
ziorska-Kuć (C-181/10) 

Beklagte: Minister Finansów (C-180/10), Dyrektor Izby Skarbo­
wej w Warszawie (C-181/10) 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Naczelny Sąd Administracyjny 
(Polen) — Auslegung von Art. 9 Abs. 1 der Richtlinie 
2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 über das 
gemeinsame Mehrwertsteuersystem (ABl. L 347, S. 1) sowie 
von Art. 4 Abs. 1 und 2 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG 
des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmonisierung der Rechts­
vorschriften der Mitgliedstaaten über die Umsatzsteuern — Ge­
meinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche steuerpflichtige 
Bemessungsgrundlage (ABl. L 145, S. 1) — Verkauf mehrerer 
Bauparzellen — Steuerpflichtigeneigenschaft des Verkäufers, 
wenn das Grundstück zum landwirtschaftlichen Betrieb des Ver­
käufers gehört und dieser seine Tätigkeit wegen der Umklassifi­
zierung seines Grundstücks in ein Baugrundstück durch die 
Gemeinde eingestellt hat 

Tenor 

Die Lieferung eines für eine Bebauung vorgesehenen Grundstücks un­
terliegt nach dem nationalen Recht eines Mitgliedstaats der Mehrwert­
steuer, wenn dieser Mitgliedstaat von der Befugnis nach Art. 12 Abs. 
1 der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 
über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem in der durch die Richtlinie 
2006/138/EG des Rates vom 19. Dezember 2006 geänderten Fas­
sung Gebrauch gemacht hat, unabhängig davon, ob der Umsatz nach­
haltig ist oder ob die Person, die die Lieferung getätigt hat, als 
Erzeuger, Händler oder Dienstleistender tätig ist, soweit dieser Umsatz 
nicht die bloße Ausübung des Eigentums durch seinen Inhaber dar­
stellt. 

Eine natürliche Person, die eine landwirtschaftliche Tätigkeit auf einem 
Grundstück ausgeübt hat, das aufgrund einer Änderung der Bebau­
ungspläne, die aus vom Willen dieser Person unabhängigen Gründen 
erfolgte, in ein für eine Bebauung vorgesehenes Grundstück umklassi­
fiziert wurde, ist nicht als mehrwertsteuerpflichtig im Sinne der Art. 9 
Abs. 1 und 12 Abs. 1 der Richtlinie 2006/112 in der durch die 
Richtlinie 2006/138 geänderten Fassung anzusehen, wenn sie begon­
nen hat, das Grundstück zu verkaufen, falls die Verkäufe im Rahmen 
der Verwaltung des Privatvermögens dieser Person erfolgen. 

Unternimmt diese Person hingegen zur Vornahme der Verkäufe aktive 
Schritte zum Vertrieb von Grund und Boden, indem sie sich ähnlicher 
Mittel bedient wie ein Erzeuger, Händler oder Dienstleistender im 
Sinne von Art. 9 Abs. 1 Unterabs. 2 der Richtlinie 2006/112 in 
der durch die Richtlinie 2006/138 geänderten Fassung, übt sie eine 
„wirtschaftliche Tätigkeit“ im Sinne dieses Artikels aus und ist folglich 
als mehrwertsteuerpflichtig anzusehen. 

Dass diese Person ein „Pauschallandwirt“ im Sinne von Art. 295 Abs. 
1 Nr. 3 der Richtlinie 2006/112 in der durch die Richtlinie 
2006/138 geänderten Fassung ist, ist dabei unbeachtlich. 

( 1 ) ABl. C 179 vom 3.7.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Erste Kammer) vom 15. 
September 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Tribunal Supremo — Spanien) — Unió de Pagesos de 

Catalunya/Administración del Estado 

(Rechtssache C-197/10) ( 1 ) 

(Gemeinsame Agrarpolitik — Verordnung (EG) Nr. 1782/ 
2003 — Betriebsprämienregelung — Zahlungsansprüche 
aus der nationalen Reserve — Voraussetzungen für die 
Gewährung — Betriebsinhaber, die eine landwirtschaftliche 
Tätigkeit aufnehmen — Hypothetischer Charakter 

der Vorlagefrage — Unzulässigkeit) 

(2011/C 319/13) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal Supremo 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Unió de Pagesos de Catalunya 

Beklagte: Administración del Estado 

Beteiligte: Coordinadora de Organizaciones de Agricultores y 
Ganaderos — Iniciativa Rural del Estado Español
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Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Tribunal Supremo — Aus­
legung von Art. 42 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 1782/2003 
des Rates vom 29. September 2003 mit gemeinsamen Regeln 
für Direktzahlungen im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik 
und mit bestimmten Stützungsregelungen für Inhaber landwirt­
schaftlicher Betriebe und zur Änderung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 2019/93, (EG) Nr. 1452/2001, (EG) Nr. 1453/2001, 
(EG) Nr. 1454/2001, (EG) Nr. 1868/94, (EG) Nr. 1251/1999, 
(EG) Nr. 1254/1999, (EG) Nr. 1673/2000, (EWG) Nr. 2358/71 
und (EG) Nr. 2529/2001 (ABl. L 270, S. 1) und von Art. 22 der 
Verordnung (EG) Nr. 1698/2005 des Rates vom 20. September 
2005 über die Förderung der Entwicklung des ländlichen Raums 
durch den Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwick­
lung des ländlichen Raums (ELER) (ABl. L 277, S. 1) — Inte­
griertes Verwaltungs- und Kontrollsystem für bestimmte ge­
meinschaftliche Beihilferegelungen — Betriebsprämienregelung 
— Keine Gewährung von Beihilfeansprüchen in bestimmten 
Situationen — Junglandwirte 

Tenor 

Das vom Tribunal Supremo mit Entscheidung vom 18. März 2010 
eingereichte Vorabentscheidungsersuchen ist wegen seines hypotheti­
schen Charakters unzulässig. 

( 1 ) ABl. C 195 vom 17.7.2010. 

Urteil des Gerichtshofs (Vierte Kammer) vom 15. 
September 2011 (Vorabentscheidungsersuchen des 
Finanzgerichts Baden-Württemberg — Deutschland) — 
Cathy Schulz-Delzers, Pascal Schulz/Finanzamt Stuttgart III 

(Rechtssache C-240/10) ( 1 ) 

(Freizügigkeit — Nichtdiskriminierung und Unionsbürger­
schaft — Einkommensteuer — Berücksichtigung von Aus­
landszulagen durch Anwendung eines progressiven Steuer­
tarifs bei der Berechnung eines auf andere Einkünfte anwend­
baren Steuersatzes — Berücksichtigung von Zulagen, die Be­
amten eines anderen Mitgliedstaats gewährt werden, die ihre 
Tätigkeit im Inland ausüben — Nichtberücksichtigung von 
Zulagen, die nationalen Beamten gewährt werden, die ihre 

Tätigkeit im Ausland ausüben — Vergleichbarkeit) 

(2011/C 319/14) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Finanzgericht Baden-Württemberg 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Cathy Schulz-Delzers, Pascal Schulz 

Beklagter: Finanzamt Stuttgart III 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Finanzgericht Baden-Württem­
berg — Auslegung der Art. 18, 21 und 45 AEUV — Nationale 

einkommensteuerrechtliche Regelung, wonach Auslandszulagen, 
die den bei einer inländischen juristischen Person des öffent­
lichen Rechts bediensteten und dafür Arbeitslohn aus einer in­
ländischen öffentlichen Kasse beziehenden Steuerpflichtigen ge­
währt werden, steuerfrei sind — Fehlen einer solchen Steuerbe­
freiung für Zulagen, die den von einer juristischen Person des 
öffentlichen Rechts eines anderen Mitgliedstaats im Inland be­
schäftigten und dafür Arbeitslohn aus einer öffentlichen Kasse 
dieses anderen Staates beziehenden Steuerpflichtigen gewährt 
werden 

Tenor 

Art. 39 EG ist dahin auszulegen, dass er einer nationalen Vorschrift 
wie § 3 Nr. 64 des Einkommensteuergesetzes nicht entgegensteht, 
wonach Zulagen wie die im Ausgangsverfahren fraglichen, die einem 
Beamten eines Mitgliedstaats, der in einem anderen Mitgliedstaat 
arbeitet, zum Ausgleich des Kaufkraftverlusts am Dienstort gewährt 
werden, bei der Bestimmung des auf andere Einkünfte des Steuerpflich­
tigen oder seines Ehegatten in dem ersten Mitgliedstaat anwendbaren 
Steuersatzes unberücksichtigt bleiben, während vergleichbare Zulagen, 
die einem Beamten dieses anderen Mitgliedstaats gewährt werden, der 
im Hoheitsgebiet des ersten Mitgliedstaats arbeitet, bei der Bestim­
mung dieses Steuersatzes berücksichtigt werden. 

( 1 ) ABl. C 221 vom 14.8.2010. 

Rechtsmittel, eingelegt am 3. März 2011 von Ignacio 
Ruipérez Aguirre und ATC Petition gegen das Urteil des 
Gerichts erster Instanz (Vierte Kammer) vom 20. Januar 
2011 in der Rechtssache T-487/10, Ignacio Ruipérez 

Aguirre und ATC Petition/Europäische Kommission 

(Rechtssache C-111/11 P) 

(2011/C 319/15) 

Verfahrenssprache: Spanisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführer: Ignacio Ruipérez Aguirre und ATC Petition 
(Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwältin M. J. Sánchez) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission 

Mit Beschluss vom 14. Juli 2011 hat der Gerichtshof (Sechste 
Kammer) das Rechtsmittel zurückgewiesen. 

Vorabentscheidungsersuchen des Landgerichts Köln 
(Deutschland) eingereicht am 5. August 2011 — 

Germanwings GmbH gegen Amend 

(Rechtssache C-413/11) 

(2011/C 319/16) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Landgericht Köln
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